Katholische Kirche im Umschwung  1933

Der NS-Staat und die Katholiken

Bis zur Übertragung der Macht an Hitler im Januar 1933 vertrat die katholische Kirche folgende Linie: Kein Katholik kann nicht Mitglied der NSDAP sein, da sein deren Programm sich mit den Grundsätzen der katholischen Glaubens- und Sittenlehre nicht vereinbaren lässt. Insbesondere werden der nationalsozialistische „Mythos des Blutes", die Lehre von der germanischen „Herrenrasse" sowie das Ziel, aus dem Christentum eine „deutsche Religion" zu machen, scharf abgelehnt. Wer eingeschriebenes Parteimitglied ist, wird nicht zu den Sakramenten zugelassen. Dagegen wird Hitlers Absage an den „atheistischen Bolschewismus" lebhaft begrüßt. 

Gegenüber den Katholiken verfolgte die NSDAP bis 1933 eine Doppel Strategie: Man bekämpfte die Zentrumspartei, die die kulturpolitischen Forderungen der Kirche (z.B. Konfessionsschulen) vertrat, und ließ die Kirche selbst zunächst unbehelligt. Hitlers taktische Parole hieß: „Tod dem politischen Katholizismus - Respekt vor der katholischen Kirche". Auf diese Weise wollte er die NSDAP für kirchentreue Schichten wählbar machen und die Kirchen für seine Ziele einspannen.

In seiner Regierungserklärung nach der Machtübernahme gab Hitler die Zusage die katholische Glaubenslehre und die Rechte der Kirche unangetastet zu lassen. 

Die nationale Regierung sieht in den beiden christlichen Konfession wichtigste Faktoren der Erhaltung unseres Volkstums. Sie wird die zwischen ihnen und den Länder abgeschlossenen Verträge respektieren; ihre Rechte sollen nicht angetastet werden. [...] Die nationale Regierung wird in Schule und Erziehung den christlichen Konfessionen den ihnen zukommenden Einfluss einräumen und sicherstellen. Ihre Sorge gilt dem aufrichtigen Zusammenlegen zwischen Kirche und Staat.
Ebenso legt die Reichsregierung, die im Christentum die unerschütterlichen Fundamente des sittlichen und moralischen Lebens unseres Volkes sieht, den größten Wert darauf, die freundschaftlichen Beziehungen zum Heiligen Stuhl weiter zu pflegen und auszugestalten.

(aus einer Regierungserklärung 
vom 23. März 1933)

Daraufhin anerkannten die deutschen Bischöfe am 28. 3. 1933 Hitlers Regierung als „rechtmäßige Obrigkeit". Zugleich ermahnten sie die Gläubigen zur „gewissenhaften Erfüllung der staatsbürgerlichen Pflichten unter grundsätzlicher Ablehnung allen rechtswidrigen oder umstürzlerischen Verhaltens". Die früheren ,,allgemeinen Verbote und Warnungen" vor dem Nationalsozialismus hielt der Episkopat „nicht mehr als notwendig".

Die deutschen Bischöfe haben aus triftigen Gründen [...] in den letzten Jahren gegenüber der nationalsozialistischen Bewegung eine ablehnende Haltung durch Verbote und Warnungen eingenommen, diese Ablehnung sollte so lange bestehen, wie die Gründe, die die Ablehnung verursachen.
Jetzt ist anzuerkennen, dass von dem höchsten Vertreter der Reichsregierung, der zugleich autoritärer Führer jener Bewegung ist, öffentlich und feierlich Erklärungen gegeben sind, durch die der Unverletzlichkeit der katholischen Glaubenslehre und den unveränderlichen Aufgaben und Rechten der Kirche Rechnung getragen, sowie die vollinhaltliche Geltung der von den einzelnen deutschen Ländern mit der Kirche abgeschlossenen Staatsverträge durch die Reichsregierung ausdrücklich zugesichert wird. Daher glauben die deutschen Bischöfe das Vertrauen hegen zu können, dass die vorher genannten Verbote und Warnungen nicht mehr als notwendig betrachtet zu werden brauchen.

(nach den Verlautbarungen 
der Fuldaer Bischofskonferenz 
vom 28. März 1933)


„[. . .] [Die] Beziehungen zwischen Staat und Kirche [sind] sehr vielseitig — schon immer und besonders jetzt wo der Herr Reichskanzler den Charakter eines christlichen Staates so stark betont hat.

Grundsätzliche Stellung der Kirche zum Staate: Anerkennung des bestehenden Staates und Unterstützung seiner Aufgabe ist selbstverständlich Gewissenssache von Klerus und katholischem Volke. Besonders dankbare Anerkennung, was der neue Staat gegen Bolschewismus, Marxismus, Schund- und Schmutzliteratur, Gottlosigkeit, Freidenkertum, Dirnenwesen, Nacktkultur, öffentliche Unsittlichkeit bereits getan hat. Es sind das Dinge, die die Bischöfe und die katholischen Vereine seit Jahrzehnten mit Betrübnis sich entwickeln sehen und von katholischen Grundsätzen aus bekämpften — freilich aber nur mit geistigen Waffen, weil die Kirche keine anderen hat. Die Mittel waren freilich ungenügend. Immerhin ist unser katholisches Volk in diesen Kämpfen geschult und sich seiner Aufgabe bewusst. Für die Einsetzung staatlicher Machtmittel gegen das, was Staat und Religion zerstört, sind wir sehr dankbar und ich darf namens des katholischen Volkes die Zusicherung geben, dass wir der Regierung unsere volle Unterstützung leihen werden. […]"
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